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Das Büro in Baku

Die Tätigkeit des Büros in Baku galt
2005 der Entwicklung der Zivilge-
sellschaft, dem Thema Rechtsstaat-
lichkeit und Menschenrechte, der
Bekämpfung des Menschenhandels,
der Unterstützung der Polizeiarbeit,

der Bekämpfung der Korruption und
der Hebung des Umweltbewusst-
seins in der Öffentlichkeit. Die Un-
terstützung der Wahlreform und die
Förderung der Versammlungsfreiheit
in Aserbaidschan blieben an vor-

derster Stelle der Tagesordnung des
Büros. Es unternahm auch erste
Schritte zur Wiederverwertung und
Entsorgung einer toxischen
Raketentreibstoffkomponente.

Aktivitäten in der politisch-
militärischen Dimension

Polizeiunterstützungsprogramm.
2005 machte das Büro beachtliche
Fortschritte bei der Sanierung des
Polizeischulgebäudes und bei der
Verbesserung des Ausbildungs-
programms. Die Schule verfügt nun
über Mobiliar in allen Klassen-
zimmern und der Unterricht kann
nun wenigstens teilweise in einer
lernfreundlicheren Umgebung erfol-
gen. Ein Schlaftrakt und Spezial-
ausrüstung fehlen jedoch nach wie
vor.

Die Lehrer der Polizeischule nah-
men erstmals an einem formellen,
von den staatlichen Polizeiakade-
mien der Tschechischen Republik
angebotenen Lehrerbildungskurs
teil, der die Polizeiausbildung in
Aserbaidschan auf internationales
Niveau heben soll. Die Lehrpläne
für den neuen Einführungskurs
wurden auf der Grundlage der in-
haltlichen Vorgaben erstellt, die
zuvor zwischen der Regierung und
dem Büro vereinbart worden waren.

Schulung zum Thema Versamm-
lungsfreiheit. Das Büro initiierte
zwei Schulungsprojekte für die
Polizei- und Sicherheitskräfte des
Innenministeriums, einschließlich
eines fünftägigen Praktikums, das
die Überwachung öffentlicher Ver-
anstaltungen zum Gegenstand
hatte. Höhepunkt war die Demonst-
ration von Abwehrtechniken, die mit
internationalen Standards im Ein-
klang stehen.

Vernichtung toxischer Raketen-
treibstoffkomponenten. Das Büro
unterstützte ein Projekt, in dessen
Rahmen Aserbaidschan technische
und finanzielle Unterstützung für die
Vernichtung bzw. Konversion ver-
alteter toxischer chemischer Rake-
tentreibstoffkomponenten an zwei
Lagerstätten erhielt. (Mehr zu die-
sem Thema siehe Seite 13,.)

Menschenrechtsschulung und
der Kampf gegen den Terroris-

mus. Im Rahmen der Unterstützung
Aserbaidschans im Kampf gegen
den Terrorismus erteilte das Büro
der Ölpipeline-Schutztruppe der
Armee eine Menschenrechts-
schulung, bei der im Einzelnen auf
deren völkerrechtliche Rechte und
Pflichten eingegangen wurde.

Aktivitäten in der Wirt-
schafts- und Umwelt-
dimension

Entwicklung kleiner und mittlerer
Unternehmen. Fehlender Zugang
zu betriebswirtschaftlicher Ausbil-
dung und zu Mikrokrediten zählt zu
den größten Problemen, die die
Entwicklung kleiner und mittlerer
Unternehmen in den Regionen
Aserbaidschans behindern. Insbe-
sondere Frauen stoßen auf große
Hindernisse, wenn sie sich um eine
betriebswirtschaftliche Ausbildung,
Kapital und Mikrokredite bemühen,
was ihnen die Aufnahme oder Ver-
stärkung wirtschaftlicher Aktivitäten
erschwert. Aus diesem Grund wid-
mete sich das Büro einer Ausbil-
dung von Frauen aus ländlichen
Regionen, die dieser Zielgruppe
den Schritt in die Selbständigkeit
ermöglichen soll. Ab Januar schulte
das Büro über 200 Frauen in fünf
aserbaidschanischen Bezirken,
abschließender Höhepunkt war ein
Wettbewerb zur Erstellung eines
Unternehmenskonzepts, dessen
Gewinnerinnen eine Unterstützung
für die Betriebsgründung erhielten.

Good Governance und Korrupti-
onsbekämpfung. Korruption gilt als
eines der Haupthindernisse für die
marktwirtschaftliche Liberalisierung
und die regionale Wirtschaftsent-
wicklung, insbesondere dort, wo der
Erdöl- und Erdgassektor große Ge-
winne abwirft. Gemeinsam mit dem
Verband junger Rechtsanwälte ver-
anstaltete das Büro öffentliche Dis-
kussionsrunden zur Propagierung
der neuen Antikorruptionsgesetze.
Das Büro publizierte auch das Best-
Practice-Handbuch der OSZE zum
Thema Korruptionsbekämpfung in

aserbaidschanischer Sprache und
sorgte für dessen Verbreitung.

Hebung des Umweltbewusst-
seins in der Bevölkerung. Mit
durchschnittlich 75 Bibliotheks-
benutzern pro Woche war das
Aarhus-Zentrum eine wichtige
Anlaufstelle für Umwelt-NROs.
Darüber hinaus diente es als
Veranstaltungsort für über 50
öffentliche Zusammenkünfte.

Das Büro startete ein einjähriges
Programm zur Entwicklung eines
Umweltunterrichtsprogramms für
den Einsatz in Schulen. Im Rahmen
dieses Programms sollen Lehrer
und führende Persönlichkeiten An-
leitungen für die Integration so ge-
nannter „Grüner Koffer“, die Unter-
richtsmaterial zu Umweltthemen
enthalten, in den Lehrplan erhalten.

Wie bisher unterstützte das Büro
das von der OSZE und der NATO
betriebene Flussüberwachungs-
projekt im Südkaukasus, in dessen
Rahmen nun schon das vierte Jahr
Beobachtungen durchgeführt und
Daten gesammelt werden. Es un-
terstützte nach wie vor die Umwelt-
und Sicherheitsinitiative von OSZE,
UNDP und UNEP.

Das Büro und seine Implemen-
tierungspartner unterstützten die
Energiebus-Initiative, die in Land-
gemeinden das öffentliche Be-
wusstsein für ein energiesparendes
Verhalten heben und praktische
Lösungen im Bereich alternativer
Energiequellen vorstellen soll. Trotz
beträchtlicher Öl- und Gasreserven,
die derzeit erschlossen werden,
herrscht in den ländlichen Regionen
Aserbaidschans nach wie vor chro-
nischer Energiemangel, der eine
nachhaltige wirtschaftliche Ent-
wicklung verhindert und in diesen
Gebieten die Abholzung begünstigt.
Der Energiebus ist ein mobiler LKW
mit Anhänger und enthält Ausstel-
lungsmodelle und Informationen
zum Thema Energiesparen und
über kostengünstige Alternativen
und erneuerbare Energiequellen als
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mögliche Option für Landgemein-
den; er trug maßgeblich zur Propa-
gierung der von der Regierung an-
gestrebten Förderung erneuerbarer
Energiequellen im Hinblick auf die
Sicherung der Energieversorgung
bei. Der Bus brachte 2005 seine
Botschaft in rund 150 Dörfer.

Aktivitäten in der mensch-
lichen Dimension

Prozessbeobachtung. Gemeinsam
mit dem BDIMR legte das Büro der
aserbaidschanischen Regierung im
Februar einen Bericht über das
Prozessbeobachtungsprojekt in
Aserbaidschan 2003 – 2004 vor. Im
Anschluss an Gespräche mit dem
BDIMR in Warschau verpflichtete
sich die Regierung zu einem Dialog
über die Umsetzung der im Bericht
enthaltenen Empfehlungen. Im No-
vember erörterte eine Experten-
gruppe das Thema Untersuchungs-
haft. Vor den Parlamentswahlen
vom 6. November ließen die Ge-
richte sieben prominente Oppositi-
onsführer nach deren Begnadigung
durch den Präsidenten frei und
löschten die Vorstrafen jener Per-
sonen, die wegen Straftaten im Zu-
sammenhang mit den öffentlichen
Ausschreitungen nach den Präsi-
dentenwahlen des Jahres 2003
verurteilt worden waren. Nach Lö-
schung der Vorstrafen können die
sieben Oppositionsführer, deren
Verfahren von der OSZE beobach-
tet worden waren, nun bei den Par-
lamentswahlen kandidieren.

Programm zur Aufklärung der
Öffentlichkeit über Berufungs-
möglichkeiten beim Verfas-
sungsgerichtshof. Das Büro, der
Verfassungsgerichtshof und eine
einheimische NRO starteten ein
Programm, das Einzelpersonen
Anleitungen für die Einbringung von
Klagen beim Verfassungsgerichts-
hof erteilen soll. In allen Landestei-
len fanden Kurse und Vorträge statt.
Das Büro beauftragte auch einhei-
mische Rechtsanwälte mit der Aus-
arbeitung einer Broschüre über die
erforderlichen Voraussetzungen für
Verfassungsbeschwerden.

Beobachtung der neu gegründe-
ten Rechtsanwaltsvereinigung.
Das Büro verfolgte die Tätigkeit der
neuen Rechtsanwaltsvereinigung
und setzte sich für die Aufnahme
von Rechtsanwälten ein, denen die
Mitgliedschaft verweigert worden
war. Es brachte einen Bericht über

Die Lage der Rechtsanwälte in
Aserbaidschan in Umlauf, in dem
auf die kritische Situation der
Rechtsberufe hingewiesen, die Be-
deutung der Angelegenheit hervor-
gehoben und die Regierung um
Behandlung dieses Themas ersucht
wird.

Schulungsprogramm zur Stär-
kung der Funktion von Nicht-
regierungsorganisationen (NROs)
als Interessenvertreter. Das Büro
entwickelte ein neues Schulungs-
programm für NROs zur Stärkung
ihrer Funktion als Interessenvertre-
ter und ihrer Verhandlungskompe-
tenz und unterstützte von NROs
veranstaltete Schulungskurse.
Diese sollen einen nachhaltigen
Dialog zwischen Vertretern von po-
litischen Parteien, Gemeindeverwal-
tungen und Basisorganisationen
ermöglichen und deren Fähigkeiten
in den Bereichen Konsensbildung
und Konfliktmanagement verbes-
sern.

Studie über die Jugendgerichte.
Das Büro beauftragte die NRO Alli-
anz für Kinderrechte mit der Ausar-
beitung eines Berichts über die Ju-
gendgerichtsbarkeit in Aserbai-
dschan. Die Empfehlungen aus
diesem Bericht, dem ersten seiner
Art, bieten den Behörden eine
Grundlage für die Auseinanderset-
zung mit den Defiziten des Justiz-
systems im Umgang mit Jugendli-
chen. Die Regierung sagte zu, die
Erkenntnisse aus diesem Bericht zu
berücksichtigen und Verbesse-
rungsmöglichkeiten in Bezug auf die
Lage inhaftierter Kinder ins Auge zu
fassen.

Unterstützung bei der Einführung
eines Melderegisters. Ein vom
Büro beauftragter internationaler
Experte beurteilte die für die Einfüh-
rung eines landesweiten Meldere-
gisters notwendigen Vorarbeiten im
Hinblick auf die finanziellen und
technischen Auswirkungen auf den
Haushalt 2006. Das Büro skizzierte
die Grundvoraussetzungen für das
System und die wichtigsten Aufga-
ben staatlicher Stellen bei dessen
Einführung. Das Register soll de-
mographische Daten etwa zum
Zwecke der Personenidentifikation
oder der Erstellung von Wählerver-
zeichnissen archivieren.

Engagement gegen den
Menschenhandel. Das Büro konzi-
pierte und finanzierte einen Ausbil-

dungsplan für gefährdete Frauen in
der nordaserbaidschanischen Pro-
vinzstadt Guba, wo die Berufsaus-
sichten äußerst gering sind. Mit
Unterstützung der Stadtverwaltung
werden im Rahmen des Programms
junge Frauen zu Sekretärinnen
ausgebildet, es hilft ihnen bei der
Arbeitssuche und wirkt dadurch der
Gefahr entgegen, dass sie Men-
schenhändlern zum Opfer fallen.

Mit der Verabschiedung eines
neuen Gesetzes über Menschen-
handel und Novellierungen zum
Strafgesetzbuch kam die Umset-
zung des 2004 beschlossenen nati-
onalen Aktionsplans zur Bekämp-
fung des Menschenhandels in
Gang. Das Büro und das Innenmi-
nisterium renovierten ein Gebäude,
das erstmals in Aserbaidschan Op-
fern des Menschenhandels und
gefährdeten Personen eine sichere
Unterkunft bieten soll.

Unterstützung des politischen
Dialogs. Eine der wichtigsten Prio-
ritäten des Büros war die Unterstüt-
zung von Gesprächen zwischen
den Behörden und der Opposition.
Über Vermittlung des Büros trafen
die beiden Seiten im Mai zusam-
men, um die Grundwerte der De-
mokratie zu erörtern. Damit begann
die erste Serie von „Dialog-veran-
staltungen“ zum Thema Demokra-
tie. Alle Teilnehmer einigten sich auf
einen neun Punkte umfassenden
Rahmen für das Verhalten politi-
scher Parteien.

Im September brachte eine zweite
„Dialogveranstaltung“ führende
Parteipolitiker, Leiter regionaler
Verwaltungsbehörden und hoch-
rangige Vertreter der Polizei und
der Sicherheitskräfte an einen
Tisch; dabei wurde unter anderem
erörtert, an welchen Stellen De-
monstrationen abgehalten und
Streikposten aufgestellt werden
dürfen. Bei dieser Begegnung wur-
den die Teilnehmer dringend dazu
aufgefordert, sich um einen Dialog
zwischen allen Betroffenen zu be-
mühen und vor jeder Versammlung
bzw. vor Errichtung eines Streik-
postens eine Vereinbarung über
den Teilnehmerkreis, den Ort und
den Ablauf der Veranstaltung zu
treffen.

Parlamentswahlen. Das Büro un-
terstützte die Umsetzung der Abän-
derungen und Empfehlungen zur
Wahlordnung und die weitere Re-
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form der gesetzlichen Grundlagen
für Parlamentswahlen. Es leistete
finanzielle Unterstützung und er-
teilte Beratung in Bezug auf die bei
der inhaltlichen Gestaltung der von
der NRO Wahlbeobachtungszent-
rum produzierten Fernseh- und
Radiospots zu beachtenden Grund-
sätze. Dieses Projekt war Teil der
Bemühungen des Büros, die Wähler
zur Eintragung in die Wählerlisten
und zu einer stärkeren Wahlbeteili-
gung zu veranlassen.

Mitarbeiter des Büros verfolgten die
Stimmabgabe während der Parla-

mentswahlen am 6. November, die
vom BDIMR beobachtet wurden.
Das Büro beobachtete politische
Zusammenkünfte und öffentliche
Veranstaltungen sehr genau und
verfolgte die Geschehnisse im Fall
von Verhaftungen.

Genderfragen. Schwerpunktmäßig
setzte sich das Büro in diesem Be-
reich für eine verstärkte Teilnahme
von Frauen an den Parlaments-
wahlen als Wählerinnen, Aktivistin-
nen, Beobachterinnen und Kandi-
datinnen ein. In Zusammenarbeit
mit der örtlichen Medien-NRO

Internews produzierte das Büro eine
Reihe von themenbezogenen Bei-
trägen und Debatten unter dem Titel
Frauen und Wahlen, die vor dem
Wahltag landesweit ausgestrahlt
wurden. Im Laufe des Jahres war
das Büro Gastgeber mehrerer Dis-
kussionsrunden zu Genderfragen,
an denen internationale Organisati-
onen, Geber und Botschaftsvertre-
ter teilnahmen.

Leiter des Büros:
Botschafter Maurizio Pavesi
Revidierter Haushalt:  1.593.500
www.osce.org/baku
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Die Mission in Georgien

Das demokratische
Reformprogramm der ge-
orgischen Regierung und
die beträchtlichen Her-
ausforderungen auf dem
Weg zu einer friedlichen
Lösung des georgisch-
ossetischen Konflikts ver-
langten von der Mission
2005 einen intensiven Ein-
satz und ein dimensione-
nübergreifendes Vorge-
hen.

Die Lage in der geor-
gisch-ossetischen Konflikt-
zone blieb so unberechen-
bar und angespannt wie
zum Zeitpunkt der Feuer-

einstellung im August
2004. Auch 2005 kam es
zu gewaltsamen Zwischen-
fällen – Schießereien,
Entführungen, Morden,
Misshandlungen und
einem Granatwerferangriff
auf bebautes Gebiet. Ver-
stöße gegen Abmachun-
gen – etwa eine Militär-
parade am 20. September
– heizten die Spannungen
noch zusätzlich an.

Die Mission trug durch
genaue Beobachtung und
aktive Mitarbeit in der Ge-
meinsamen Kontrollkom-
mission zur Stabilisierung

bei und konzentrierte ihre
Tätigkeit auf Bereiche, die
ein günstigeres Umfeld für
den politischen Dialog
schaffen sollten.

Große Herausforde-
rungen waren auch mit der
Schließung des Grenz-
beobachtungseinsatzes zu
Beginn des Jahres und mit
der raschen Ausarbeitung
und Umsetzung des Aus-
bildungsunterstützungs-
programms verbunden,
das die Lehren und Erfah-
rungen aus dem Beobach-
tungseinsatz an den geor-
gischen Grenzwachedienst

weitergeben sollte.
Die Mission unter-

stützte auch die neue ge-
orgische Regierung bei
verschiedenen Aspekten
ihres demokratischen Re-
formprogramms. Die in der
Wirtschafts- und Umwelt-
dimension und in der
menschlichen Dimension
tätigen Mitarbeiter der Mis-
sion leisteten dabei weiter-
hin substanzielle Arbeit mit
ihren Ansprechpartnern
auf Regierungsseite und in
der Zivilgesellschaft.

Aktivitäten in der politisch-
militärischen Dimension

FRIEDLICHE KONFLIKT-
BEILEGUNG

Der georgischossetische
Konflikt. Von größter Dringlichkeit
war es für die Mission, in allen
Dimensionen zur friedlichen Beile-
gung des georgisch-ossetischen
Konflikts beizutragen. Sie beteiligte
sich aktiv an Sitzungen der Ge-
meinsamen Kontrollkommission
(JCC), die sechsmal zusammentrat,
unter anderem zu einer Sonder-
sitzung im November in Laibach auf
Einladung des Amtierenden Vorsit-
zenden der OSZE. In der JCC füh-
ren Georgien, Südossetien, Nord-
ossetien und Russland gemeinsam
den Vorsitz. Ihr Ziel ist es, den poli-
tischen Prozess, der zu einer fried-
lichen Konfliktbeilegung führen soll,
wieder in Gang zu bringen.

Die Mission forderte die Konflikt-
parteien eindringlich auf, praktische
Schritte zur Verbesserung der
Sicherheitslage zu unternehmen.
Insbesondere schlug sie vor, die
Konfliktzone weiter zu entmilitari-
sieren und die Zusammenarbeit
zwischen den Polizeikräften der
Konfliktparteien zu fördern.

Die Mission intensivierte ihre Kon-
sultationen mit den JCC-Teilneh-
mern, hochrangigen georgischen
Beamten und Botschaften, um dafür
zu sorgen, dass die Konfliktparteien
den Dialog fortsetzen und weiter
nach Lösungen suchen, die zu einer
Stabilisierung führen. Wichtige Auf-

gaben sind nach wie vor die Beo-
bachtung der militärischen Lage in
der Konfliktzone und die rasche
Berichterstattung an die OSZE-Teil-
nehmerstaaten.

Um zur Stabilisierung der Sicher-
heitslage beizutragen und ein güns-
tigeres Klima für den politischen
Dialog zu schaffen, setzte die Mis-
sion mehrere Initiativen zum Aufbau
des Vertrauens zwischen den Kon-
fliktparteien. Dazu zählen Pro-
gramme zu folgenden Themen:
Sanierung der Wirtschaft und der
Infrastruktur, Entwicklung der Zivil-
gesellschaft und der Menschen-
rechte, Schulungen für die über den
Konflikt berichtenden Journalisten
im Hinblick auf eine unparteiische
Berichterstattung über die Ereig-
nisse in den Medien und Hilfe-
stellung bei der Herausgabe des
JCC-Mitteilungsblattes.

Aktivitäten zum Thema Men-
schenrechte und Zivilgesellschaft
in der georgisch-ossetischen
Konfliktzone. Die Mission unter-
stützte Projekte zur Förderung der
Menschenrechte unter Einbindung
der ossetischen und der georgi-
schen Volksgruppe und zur Stär-
kung des Vertrauens in die Kon-
fliktlösungskompetenz der Zivil-
gesellschaft. Mit Hilfe des Men-
schenrechtszentrums in Zchinwali
veranstaltete die Mission eine
Schulung für Strafvollzugsbeamte,
wöchentliche Sitzungen zum Thema
Menschenrechte sowie Englisch-
kurse für Lehrer und für georgische
und ossetische Kinder. Die Mission
setzte sich auch dafür ein, die Zivil-

gesellschaft zu stärken und in den
von den verschiedenen Konflikt-
parteien verwalteten Dörfern das
Menschenrechtsbewusstsein zu
heben. Die Mission setzte sich dafür
ein, dass ossetischen und georgi-
schen Schülern Kenntnisse über die
internationalen Menschenrechte
und die Geschichte des Kaukasus
vermittelt werden. Sie finanzierte
auch 14 bürgerorientierte Projekte
und zwei Sprachausbildungs-
zentren, um in der Konfliktzone die
Berufsaussichten der Menschen zu
verbessern.

Laufende Sanierungsprojekte
Die Mission fungierte nach wie

vor als Koordinator für die Umset-
zung von Projekten zur Sanierung
der Infrastruktur in der Konfliktzone,
die von der Europäischen Kommis-
sion mit einem Zuschuss von 2,5
Millionen Euro finanziert werden.
Dazu zählten Projekte zur Verbes-
serung der Strom-, Gas- und
Wasserversorgung in den Gemein-
den. Über einen Lenkungsaus-
schuss leitete die Mission regel-
mäßige Konsultationen zwischen
beiden Konfliktparteien, der Euro-
päischen Kommission und den
Implementierungspartnern UNDP
und UNHCR.

Überwachung der Situation vor
Ort. Die für die Mission tätigen Be-
obachter patrouillierten nach wie vor
in der Konfliktzone und besuchten
Kontroll- und Beobachtungsposten.
Die Beobachter begleiteten auch
die Überwachungsteams der Ge-
meinsamen Friedenskräfte (JPKF)
und tauschten mit den Komman-
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danten der besuchten Beobach-
tungsposten Informationen aus. Es
fanden Waffeninspektionen statt,
um sicherzugehen, dass die JPKF-
Stellungen den Bestandsverzeich-
nissen entsprechend und
vorschriftsgemäß ausgestattet sind.

Schulung von zwanzig georgi-
schen und ossetischen Journa-
listen in Konfliktberichterstattung

Erstmals seit dem Anstieg der
Spannungen im Jahr 2004 nahmen
Journalisten aus Georgien und
Südossetien an einer Fachausbil-
dung zum Thema professionelle
Konfliktberichterstattung teil. Die
Initiative umfasste mehrere Ausbil-
dungseinheiten in Zchinwali und
eine Studienreise in das Vereinigte
Königreich. Bei dem von der Mis-
sion und der britischen Botschaft in
Tiflis gemeinsam organisierten Kurs
wurden die Probleme einer ausge-
wogenen Berichterstattung über
Konfliktthemen in Nordirland analy-
siert. Der Kurs trug auch dazu bei,
den Dialog und Arbeitskontakte
zwischen Medienschaffenden zu
festigen

Bedarfserhebungsstudie betreff-
end den Wiederaufbau und die
wirtschaftliche Entwicklung in
der Konfliktzone

Im November gab die Mission
eine Bedarfserhebungsstudie in der
georgisch-ossetischen Konfliktzone
in Auftrag, die von 18 internatio-
nalen und einheimischen Experten
durchgeführt wurde. Ziel ist die
Ausarbeitung mehrerer Projekt-
vorschläge in den Bereichen Infra-
struktursanierung und wirtschaft-
liche Entwicklung, die potenziellen
Gebern vorgelegt werden sollen.

Der georgisch-abchasische Kon-
flikt. Im Frühjahr 2005 kam der
Friedensprozess in dem unter VN-
Führung stehenden Genfer Ver-
handlungsrahmen und in den so
genannten „Sotschi-Arbeits-
gruppen“, die 2003 vom russischen
und georgischen Präsidenten einge-
richtet wurden, wieder in Gang. Die
Mission nahm an zwei Treffen der
Konfliktparteien zum Thema Sicher-
heitsgarantien teil.

Da die Zustimmung der abchasi-
schen Seite noch aussteht, gab es
2005 keinen Fortschritt hinsichtlich
der Eröffnung einer Außenstelle des
gemeinsamen VN/OSZE-Men-
schenrechtsbüros in Abchasien
(Georgien) in Gali.

Im Rahmen der Tätigkeit des Men-
schenrechtsbüros in Abchasien
(Georgien) förderte die Mission den
Menschenrechtsunterricht für 3.000
Kinder an Schulen im Bezirk Otsch-
amtschira, für den Unterrichts-
material des Europarats zum
Thema Menschenrechte verwendet
wurde. Sie beauftragte einen örtli-
chen kommerziellen TV-Sender in
Suchumi mit der Produktion von
Menschenrechtssendungen für die
örtliche Bevölkerung zu verschie-
denen Themen. Die Mission bot
Bürgerorganisationen im Bezirk Gali
Fortbildungsmöglichkeiten und
finanzielle Zuschüsse zur Verbes-
serung ihrer Managementkom-
petenz und Professionalität.

WEITERE AKTIVITÄTEN IN DER
POLITISCH-MILITÄRISCHEN
DIMENSION

Vernichtung überschüssiger
militärischer Bestände. Im Okto-
ber unterzeichnete das georgische
Außenministerium eine Verein-
barung über die Inangriffnahme der
dritten Phase eines OSZE-Projekts
zur Beseitigung und Wieder-
verwertung veralteter Munition auf
georgischem Hoheitsgebiet. Im
November waren in der Demon-
tageanlage in Dedoplizkaro War-
tungs-, Einzäunungs- und andere
Vorbereitungsarbeiten im Gang.

Maßnahmen gegen den Terroris-
mus. Um die Voraussetzungen für
die Annahme der noch ausstehen-
den drei von zwölf universellen
Übereinkommen und Protokollen
gegen den Terrorismus zu schaffen,
starteten die Mission und das
Innenministerium ein Projekt, um
die diesbezüglichen gesetzlichen
Vorschriften Georgiens mit interna-
tionalen Standards in Einklang zu
bringen.

Die Mission half durch Studien-
besuche und andere gezielte Pro-
jekte den für Terrorismusbekämp-
fung zuständigen Stellen in Geor-
gien bei der Stärkung der Zusam-
menarbeit mit ihren Ansprechpart-
nern in Europa und organisierte
eine Serie von Workshops zur Be-
kämpfung des Terrorismus und der
organisierten Kriminalität, um deren
Professionalität wesentlich zu
verbessern.

Die enge Zusammenarbeit zwi-
schen der Mission und dem Ministe-
rium galt ferner dem Aufbau eines

Krisenmanagementzentrums, der
Einrichtung eines gemeinsamen
Informationssystems betreffend
verurteilte und mutmaßliche Ter-
roristen und Straftäter, der
Ausarbeitung eines Best-Practice-
Dokuments und der Entsendung
offizieller Vertreter zu Antiterroris-
muskonferenzen in Georgien und
im Ausland.

Polizeireform. Im Einklang mit der
Reformagenda des Innenministeri-
ums schloss die Mission im Februar
eine eingehende Bedarfserhebung
unter Beteiligung internationaler
Polizeiexperten ab. Die Empfehlun-
gen lieferten die Grundlage für das
derzeitige Kurzzeit-Unterstützungs-
projekt der OSZE, das dem Ministe-
rium bei der Entwicklung eines um-
fassenden Personalmanagement-
systems, der Einrichtung einer
Dienststelle für den Aufbau des
Community Policing und der Auf-
nahme eines neu entwickelten
Grundkurses in den Lehrplan der
Polizeiakademie helfen soll. Die
Mission leistete auch einen finan-
ziellen Beitrag zu Reparaturarbeiten
und zur Neuausstattung der Biblio-
thek der Akademie.

Ausbildungsunterstützungs-
programm. In Beantwortung eines
von der georgischen Regierung
Anfang 2005 gestellten Ersuchens
um Unterstützung beim Ausbau der
Managementkapazitäten der geor-
gischen Grenzwache richtete die
Mission ein Ausbildungsunterstüt-
zungsprogramm ein. Ziel der Initia-
tive ist die Weitergabe von Kompe-
tenzen, die sich die Mission in den
fünf Jahren ihres Grenzbeobach-
tungseinsatzes erworben hat.

Unter den Kursteilnehmern waren
Offiziere mittlerer Ränge und Unter-
offiziere, einige von ihnen kommen
in Zukunft als Instruktoren in Frage.

Der praktische und theoretische
Unterricht umfasste folgende Berei-
che:

• Rettungseinsätze und Sicher-
heitsvorschriften in gefährlichen
Gebirgsregionen

• Planung und Führung von
Grenztrupps bei Tag und bei
Nacht

• Patrouillendienst, Beobachtung
und Berichterstattung

• Wartung der Spezialausrüstung
• Kartenlesen
• Kommunikationsmittel
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• Erste Hilfe

Ein Team von 50 Personen, darun-
ter 30 internationale Experten, setzt
das Programm von der Zentrale der
OSZE-Mission in Tiflis und von vier
weiteren regionalen Schulungs-
zentren aus (Lilo, Kasbegi,
Lagodechi und Omalo) um.

Aktivitäten in der Wirt-
schafts- und Umwelt-
dimension

Wirtschaftliche Sicherheit. Die
Mission widmete sich wie bisher
schwerpunktmäßig der Entwicklung
kleiner und mittlerer Unternehmen,
sie unterstützte den Kampf gegen
Korruption und bot der Regierung
wirtschaftspolitische Orientierungs-
hilfe. Darüber hinaus unterstützte
die Mission aktiv Good-
Governance-Initiativen in den Regi-
onen außerhalb von Tiflis. Dazu
zählten folgende Aktivitäten:

• Beurteilung der Möglichkeiten
für eine Rollstuhlproduktion in
Georgien einschließlich Abcha-
siens. Diese Produktionsstätten
werden nach ihrer Gründung
Arbeitsplätze für Menschen mit
Behinderung bieten.

• Organisation eines wirtschafts-
kundlichen Jugendsommer-
lagers. Durch diese Maßnahme
wurden jungen Menschen aus
ganz Georgien betriebswirt-
schaftliche Grundkenntnisse
vermittelt.

• Organisation eines Workshops
gegen Geldwäsche für georgi-
sche Regierungsbeamte. Die
Mission unterstützte NROs, die
sich für die Umsetzung der
Empfehlungen des Antikorrupti-
onsnetzes der OECD einsetzen.

• Analyse des georgischen
Privatisierungsplans. Diese ein-
gehende Überprüfung, die von
der Mission in Zusammenarbeit
mit dem Nationalen Sicherheits-
rat durchgeführt wurde, widmete
sich dem Wirtschaftswachstum
und der Frage, wie eine solide
Planung der Wirtschaftspolitik
erfolgen soll.

• Einrichtung von
Ressourcenzentren für Good
Governance in Gardabani und
Marneuli. Diese Zentren sollen
örtlichen Verwaltungsbehörden
bei der Erstellung und Umset-
zung ihrer Haushaltspläne und
bei der Verbreitung von Infor-

mationen in Dörfern und Regio-
nen mit einem starken Anteil
nationaler Minderheiten helfen.

Umweltsicherheit. Gemeinsam mit
dem georgischen Umweltministe-
rium richtete die Mission am
19. Dezember in Tiflis ein Aarhus-
Zentrum ein. Zweck dieses Zent-
rums ist es, die Grundsätze der von
Georgien 2003 unterzeichneten
Aarhus-Konvention zu propagieren
und zur Vertrauensbildung zwi-
schen Regierung und Umwelt-
schützern beizutragen.

Die Mission arbeitete an der Auf-
deckung stabilitätsgefährdender
und konfliktträchtiger Umwelt-
probleme. Unter Beiziehung des
Büros des Koordinators für ökono-
mische und ökologische Aktivitäten
der OSZE unterstützte die Mission
die OSZE/VN-Umwelt und Sicher-
heitsinitiative bei der Entwicklung
umweltbezogener Projekte.

Die Mission finanzierte auch ein
Sommerlager für georgische Ju-
gendliche zu Umweltthemen.

Aktivitäten in der mensch-
lichen Dimension

Stärkung demokratischer Institu-
tionen. Die Mission setzte sich für
die Stärkung der Kapazitäten der
georgischen Gesellschaft und ihrer
Institutionen auf ihrem Weg zur
Demokratisierung ein. Dazu zählen
eine funktionierende örtliche Demo-
kratie und die Fähigkeit zur Abhal-
tung freier und fairer Wahlen. Die
Mission förderte auch die Unabhän-
gigkeit und Professionalität georgi-
scher Medien.

Der Wahlprozess. Die neue Zent-
rale Wahlkommission erhielt Unter-
stützung in ihren Bemühungen um
verstärkte Transparenz und Re-
chenschaftspflicht bei der Einstel-
lung von Beamten, die für die Ab-
wicklung von Wahlen zuständig
sind. Die Mission arbeitet nach wie
vor an der Einschulung von Mitar-
beitern örtlicher NROs als Wahl-
beobachter und beteiligt sich an der
Entwicklung der georgischen
Rechtsordnung, um gut organisierte
und faire Wahlen zu gewährleisten.

Örtliche Selbstverwaltung. In die-
sem Bereich unterstützte die Mis-
sion die Ausbildung von Beamten
der örtlichen Selbstverwaltung, sie
förderte die Bürgerbeteiligung in der

örtlichen Verwaltung und über-
wachte das örtliche Haushaltsgeba-
ren in Städten in allen Landesteilen.
Die Mission unterstützte eine öffent-
liche Debatte über Gesetzesände-
rungen im Bereich der örtlichen
Selbstverwaltung im Vorfeld der
Kommunalwahlen 2006.

Medienfreiheit. Im Interesse einer
ausgewogenen und objektiven In-
formation der Bürger durch die Me-
dien setzte sich die Mission für
mehr Professionalität in den unab-
hängigen regionalen Rundfunk-
anstalten ein. Dies umfasste Schu-
lungsveranstaltungen für Journalis-
ten aus Südossetien, Adscharien
und anderen Regionen in West-
georgien. Die Mission unterstützte
auch die Beobachtung der Umset-
zung des Gesetzes über Informati-
onsfreiheit in den Regionen und in
der Hauptstadt.

MENSCHENRECHTE UND
GRUNDFREIHEITEN

Die Mission arbeitete nach wie vor
mit staatlichen Stellen und NROs
zusammen, um internationale Men-
schenrechtsstandards zu fördern,
wobei der Schwerpunkt auf ländli-
chen Gebieten lag. Sie wählte dabei
einen zweifachen Ansatz: Umset-
zung von Projekten zur Propagie-
rung der Menschenrechte und Be-
arbeitung von Menschenrechts-
fällen. Zu Letzterem zählte die Beo-
bachtung von Gerichtsverfahren,
die Bereitstellung von Rechtsbera-
tung und die Äußerung von Beden-
ken über mutmaßliche Menschen-
rechtsverletzungen.

Die Regierung erhielt Unterstützung
bei der Umsetzung des Nationalen
Aktionsplans gegen Folter 2003 –
2005 durch Stärkung der Zusam-
menarbeit zwischen dem Nationa-
len Sicherheitsrat, der Volksanwalt-
schaft, der Generalstaatsanwalt-
schaft und dem Innenministerium.
Dazu zählten:

• unangekündigte Besuche in
Haftanstalten

• Reaktion auf Verstöße
• Entwicklung von Strategien zur

Verbesserung der Haftbedin-
gungen

Die Mission half bei der Stärkung
von Mechanismen zum Schutz der
Menschenrechte in ländlichen Ge-
bieten, in erster Linie durch Bera-
tung der Volksanwaltschaft, Bereit-
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stellung kostenloser Rechtsbera-
tung und Abhaltung von Seminaren
für Beamte, Rechtsanwälte und
Menschenrechtsaktivisten.

Sie initiierte und finanzierte die
Menschenrechtserziehung an
Schulen in vier georgischen Regio-
nen: Kwemo-Kartli, Samzche-
Dschawacheti, Samegrolo und
Adscharien.

Darüber hinaus unterstützte die
Mission die Integration ethnischer
Minderheiten durch Einrichtung von
Volksgruppenzentren in Kwemo-
Kartli. In den Zentren finden regel-
mäßig Georgisch- und Englisch-
kurse, Computerkurse und Men-
schenrechtsschulungen statt. Sie
veranstalten auch Diskussions-
runden zu Fragen, die sich in einer
multiethnischen Gesellschaft stel-
len.

Stärkung des Kampfes gegen
den Menschenhandel. Ein wichti-
ger Tätigkeitsbereich war die Um-
setzung des Nationalen Aktions-
plans gegen Menschenhandel 2005
– 2006, der 2004 von der Regierung
und NRO-Vertretern mit Unterstüt-
zung der Mission ausgearbeitet
worden war. Im September wurden
die Ergebnisse einer von der Mis-
sion unterstützten Begutachtung
des nationalen Leitmechanismus
veröffentlicht. Die Mission half auch

bei einem Pilotprojekt in der Region
Adscharien, das die Zusammenar-
beit zwischen den örtlichen Behör-
den und NROs im Hinblick auf das
Erkennen von Opfern des Men-
schenhandels und deren Zuweisung
an Hilfseinrichtungen verbessern
soll.

Gleichbehandlungsfragen. Die
Mission half der Regierung und
Frauenorganisationen bei der Ent-
wicklung eines nationalen Aktions-
plans zur Förderung der Gleichbe-
rechtigung von Frau und Mann.
Noch vor Jahresende wurde der
Entwurf der Regierung zur Geneh-
migung vorgelegt.

FÖRDERUNG VON RECHTSRE-
FORMEN IN GEORGIEN

Die Mission förderte die laufenden
Arbeiten an einer Reform der geor-
gischen Rechtsordnung. 2005 um-
fassten diese Aktivitäten Folgendes:

• Unterstützung des Justizministe-
riums bei der Umsetzung der
Reform des Meldewesens

• Erleichterung der Entwicklung
einer unabhängigen, professio-
nellen und ausgewogenen Jus-
tiz in Georgien. Die Mission
leistete finanzielle Unterstützung
für die georgische Richterverei-
nigung, die der Ausarbeitung
von Richtlinien für Gerichtsur-

teile in Straf- und Verwaltungs-
sachen und in gewissen zivil-
rechtlichen Bereichen diente.
Sie unterstützte die Richter-
vereinigung auch bei der Ab-
haltung einer Serie von Schu-
lungsveranstaltungen für Richter
aus dem gesamten Land von
Juni bis September.

• Förderung der inneren und
äußeren Sicherheit in Gefäng-
nissen. Die Hilfestellung erfolgte
in Form von Grundkursen für
neu eingestellte Strafvollzugs-
beamte.

• Erleichterung des Dialogs zwi-
schen Vertretern der Rechts-
berufe in Georgien. Die Mission
erleichterte den Dialog zwischen
Vertretern der Rechtsberufe in
Georgien mit dem Schwerpunkt
auf der Förderung eines
Meinungsaustauschs über die
laufenden Rechtsreformen in
Georgien.

Leiter der Mission:
Botschafter Roy Reeve
Revidierter Haushalt: 
12.324.800
www.osce.org/georgia
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Das Büro in Eriwan

Das Büro setzte im
Jahr 2005 mehrere Initiati-
ven, um die armenischen
Behörden bei der Verbes-
serung der Menschen-
rechtsgesetze und der
Arbeitsweise der Legisla-
tive zu unterstützen. Ange-
sichts der im November
per Referendum ange-
nommenen Verfassungs-
änderungen zur Stärkung
der Befugnisse der Natio-
nalversammlung waren
diese Bemühungen zeitlich
genau abgestimmt. Das
Büro leistete Beiträge zu

neuen gesetzlichen Be-
stimmungen über Wahlen
und Versammlungsfreiheit
und setzte seine Arbeit zur
Verbesserung der Gesetze
über Religionsfreiheit und
den Kampf gegen Men-
schenhandel fort. Es führte
auch zwei Großprojekte
durch: die Wiederverwer-
tung einer für die Umwelt
gefährlichen Raketentreib-
stoffkomponente
(Mélange) sowie die Unter-
stützung bei der Polizei-
ausbildung und der Förde-
rung bürgernaher Polizei-

arbeit.
Im Zuge der Verlage-

rung seines Schwerpunk-
tes auf Gebiete außerhalb
von Eriwan richtete das
Büro in der Provinz Sjunik
zwei örtliche öffentliche
Umweltinformations-
zentren ein und veranstal-
tete in mehreren Regionen
Diskussionsrunden zu den
Themen Wirtschaft, Um-
welt, Menschenrechte und
Demokratisierung. Weitere
Tätigkeitsbereiche waren
der Schutz der Menschen-
rechte, Medienfreiheit, die

Entwicklung kleiner und
mittlerer Unternehmen
(KMU), Arbeitsmigration
und Bemühungen zur Be-
kämpfung der Korruption,
des Menschenhandels und
der Geldwäsche.

Das Büro nutzte die
Feiern anlässlich seines
fünfjährigen Bestehens zur
Propagierung der OSZE-
Werte, -Verpflichtungen
und -Prinzipien und zur
Verstärkung der Öffent-
lichkeitsarbeit.

Rechtsreform. Das Büro machte
bei der Förderung der Rechtsreform
beachtliche Fortschritte. Die ge-
setzgebende Körperschaft geneh-
migte Änderungen der Wahlord-
nung und des Gesetzes über die
Abhaltung von Zusammenkünften,
Kundgebungen, Aufmärschen und
Demonstrationen, was in diesen
Rechtsvorschriften unter dem Ge-
sichtspunkt internationaler Stan-
dards zu Verbesserungen führte.
Das Büro hatte sich seit langem für
legislative Reformen in diesen Be-
reichen eingesetzt und in beiden
Fällen wurden die Gesetze auf der
Grundlage von Empfehlungen ver-
abschiedet, die das BDIMR und die
Venedig-Kommission abgegeben
hatten.

Das Büro unterstützte die in Gang
befindliche Verfassungsreform. Das
BDIMR lieferte den Behörden Stel-
lungnahmen zu den Menschen-
rechtsbestimmungen des Novellie-
rungspakets. Vor dem Verfassungs-
referendum vom 27. November or-
ganisierte das Büro eine Medien-
kampagne, bei der zur Beteiligung
an der Volksabstimmung aufgerufen
wurde.

In Zusammenarbeit mit der Zivilge-
sellschaft und staatlichen Stellen
unterstützte das Büro weiterhin die
Arbeit an Gesetzesvorlagen zu den
Themen Religionsfreiheit und Ar-
beitsmigration.

Unterstützung der Nationalver-
sammlung. Zur Stärkung der fach-
lichen Kompetenz von Parlaments-
mitarbeitern führte das Büro mit
Unterstützung seitens der Parla-

mentarischen Versammlung der
OSZE einen dreiwöchigen Fortge-
schrittenenkurs für Personalexper-
ten aus drei ständigen Ausschüssen
und zwei Abteilungen durch, gefolgt
von einem einwöchigen Arbeitsbe-
such im österreichischen und im
slowenischen Parlament. Aufgrund
der guten Erfahrungen, die dabei
gemacht wurden, organisierte das
Büro auf Ersuchen des Außenmi-
nisteriums einen ähnlichen einwö-
chigen Kurs zur Stärkung der For-
schungs- und Analyseinstrumente
und -Methoden der Ministeriums-
mitarbeiter.

Bekämpfung der Korruption. Der
dem Ministerpräsidenten unterste-
hende Antikorruptionsrat, der die
Nationale Antikorruptionsstrategie
Armeniens aus dem Jahr 2003 um-
zusetzen hat, steckte den Rahmen
ab, in dem das Büro seine diesbe-
zügliche Arbeit fortsetzte. Gemein-
sam mit der für die Korruptions-
bekämpfung zuständigen Überwa-
chungskommission veranstaltete es
eine internationale Konferenz, bei
der internationale Experten be-
währte Praktiken im Kampf gegen
die Korruption erörterten. Das Büro
führte auch weiterhin den Vorsitz in
einer Arbeitsgruppe internationaler
und bilateraler Missionen, die an
der Unterstützung dieser Bemühun-
gen interessiert sind.

Beseitigung der Lagerbestände
einer Raketentreibstoffkompo-
nente

Das Büro setzte sein Projekt zur
Entsorgung einer Raketentreibstoff-
komponente fort, das 2004 auf Er-
suchen der armenischen Regierung

in Angriff genommenen worden war.
Mélange ist ein Gefahrenstoff, der
ein Risiko für Mensch und Umwelt
darstellt, da sich der Zustand der
Behälter, in denen er gelagert wird,
laufend verschlechtert. Die Unter-
zeichnung einer Vereinbarung mit
dem Verteidigungsministerium am
30. September leitete die letzte und
entscheidende Phase der Projekt-
umsetzung ein. Am Ende wird die
umweltverträgliche Wiederverwer-
tung von 872 Tonnen gelagerter
Mélange durch Umwandlung in ei-
nen Mineraldünger stehen, der zur
Verbesserung der Böden mit extrem
niedrigem pH-Wert in der Region
verwendet werden soll. (Mehr zu
diesem Thema siehe Seite 13.)

Das Büro unterstützte die Mitglieder
einer Antikorruptionskoalition von
NROs, die es sich zur Aufgabe ge-
macht hat, die Öffentlichkeit für die
Korruption in so wichtigen Berei-
chen wie der Verkehrspolizei, der
medizinischen Versorgung, dem
Hochschulwesen und dem öffentli-
chen Dienst zu sensibilisieren. Ge-
meinsam mit der Generalstaatsan-
waltschaft veranlasste das Büro die
Übersetzung des vom Büro des
Koordinators für ökonomische und
ökologische Aktivitäten der OSZE
ausgearbeiteten Best-Practice-
Handbuchs der OSZE zum Thema
Korruptionsbekämpfung ins Arme-
nische sowie dessen Publikation.

Aktivitäten in der politisch-
militärischen Dimension

Polizeiunterstützung. Im Rahmen
des Polizeiunterstützungspro-
gramms der OSZE förderte das
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Büro die bürgernahe Polizeiarbeit in
einem Stadtbezirk von Eriwan, um
den Informationsaustausch zwi-
schen Polizei und Bürgern zu
verbessern und das Vertrauen der
Bevölkerung in die Polizei zu he-
ben.

Das Büro unterstützte auch die Re-
novierung des staatlichen Ausbil-
dungszentrums für Unteroffiziere
und arbeitet an Ergänzungen zu
dessen Lehrplan für 2006, um ihn
mit internationalen Standards in
Einklang zu bringen.

Befassung mit Fragen der Com-
puter- und Netzsicherheit. Das
Büro spielte eine führende Rolle bei
der Auseinandersetzung mit dieser
immer wichtiger werdenden Frage.
Der rasch wachsende IT-Dienst-
leistungssektor in Armenien ist an-
fällig für Angriffe aus dem Internet.
In Zusammenarbeit mit den Behör-
den war das Büro maßgeblich an
der Einrichtung eines Nationalen
Sonderstabs zur Ausarbeitung ei-
nes Nationalen Aktionsplans für
Computer- und Netzsicherheit be-
teiligt. Der Entwurf enthält Metho-
den zur Stärkung der rechtlichen
und technischen Aspekte der Com-
puter- und Netzsicherheit und zur
Verstärkung des Kampfes der Re-
gierung gegen die Internetkrimina-
lität.

Aktivitäten in der Wirt-
schafts- und Umwelt-
dimension

Das Büro unterstützte die Gründung
von vier neuen Aarhus-Zentren in
drei Regionen. Sie sollen das Um-
weltbewusstsein der Bevölkerung
heben und die Öffentlichkeit zur
Teilnahme an der Entscheidungs-
findung in Umweltfragen ermutigen.

Das Büro unterstützte wie bisher die
Durchführung des armenischen
Teils des Flussüberwachungs-
projekts im Südkaukasus, in dessen
Zentrum 2005 die Wiederherstel-
lung eines regionalen Wasserüber-
wachungssystems, die Stärkung der
örtlichen technischen Kapazitäten
und die Schaffung eines Modell-
systems zum Austausch von Infor-
mationen über Internet standen. Im
Rahmen dieses OSZE/NATO-Pro-
jekts, das nun schon das vierte Jahr
läuft, wird die Wassergüte und -
menge im Einzugsbereich der
Flüsse Kura und Arax überwacht.

Das Büro unterstützte die Verwal-
tung der Provinz Sjunik bei der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwick-
lung dieser entlegenen und einzig-
artigen Region. Es erstellte unter
anderem einen Führer für die Re-
gion Sjunik, der sowohl Touristen
als auch potenzielle Investoren an-
ziehen soll, und – auf Ersuchen der
örtlichen Bevölkerung – eine Beur-
teilung der ökologischen Auswir-
kungen der Bergbauindustrie in der
Stadt Kadscharan. Das Büro gab
gemeinsam mit dem UNDP eine
Machbarkeitsstudie über die Ein-
richtung eines Gründerzentrums in
der Stadt Goris in Auftrag, das der
Förderung von Klein- und Mittelbe-
trieben dienen soll.

Als Beitrag zum Kampf gegen
Geldwäsche und zur Unterbindung
der Terrorismusfinanzierung unter-
stützte das Büro auf Ersuchen der
armenischen Behörden die Schaf-
fung einer entsprechenden Rechts-
grundlage und die Einrichtung einer
der armenischen Zentralbank unter-
stehenden Zentralstelle zur Entge-
gennahme von Geldwäschever-
dachtsanzeigen. Das Büro veran-
staltete Konferenzen und ermög-
lichte Ausbildungsprogramme zur
Unterstützung der Integration Ar-
meniens in internationale Organisa-
tionen, die sich der Verbrechensbe-
kämpfung widmen.

Zur Förderung von Handel und Ge-
werbe startete das Büro gemeinsam
mit der Eurasia Foundation ein
mehrjähriges Projekt, um im Süd-
kaukasus einen Dialog in Gang zu
bringen, in dessen Rahmen die
Möglichkeiten zur Harmonisierung
der Zollvorschriften und der Zollpo-
litik erörtert werden sollen. Das
Büro half bei der Organisation eines
Workshops, der Probleme der
Rechts- und Strukturreformen in
Bezug auf Handel und Gewerbe
zum Gegenstand hatte und zu ei-
nem Dialog zwischen Geschäfts-
leuten und den zuständigen Beam-
ten in der gesamten Region an-
regte.

Um die Reformen im Wirtschafts-
recht voranzutreiben, veranstaltete
das Büro auf Ersuchen des Ministe-
riums für Handel und wirtschaftliche
Entwicklung mehrere Gesprächs-
runden, die dem Abbau administra-
tiver Barrieren und der Verbesse-
rung des wirtschaftlichen Umfelds
für Klein- und Mittelbetriebe dienen
sollten. Die bei diesen Veranstal-

tungen empfohlenen Reformschritte
fanden Eingang in das Staatliche
Entwicklungsprogramm für Klein-
und Mittelbetriebe für das Jahr
2006.

Aktivitäten in der mensch-
lichen Dimension

Das Büro führte den Vorsitz in der
internationalen Arbeitsgruppe zu
Fragen der Volksanwaltschaft. Ge-
meinsam mit dem BDIMR leistete
es einen Beitrag zur Stärkung der
Kapazitäten der armenischen
Volksanwaltschaft durch gegensei-
tige Besuche bei der polnischen
und der litauischen Volksanwalt-
schaft.

Durch Kultur zu Toleranz
Die im Juni auf dem OSZE-

Treffen in Córdoba verabschiedete
Erklärung veranlasste das Büro und
das Außenministerium, am 29.
September ein Konzert zur Förde-
rung einer Kultur der Toleranz in
Armenien zu veranstalten. Füh-
rende armenische Solisten und das
Symphonische Jazzorchester der
öffentlich-rechtlichen Radio- und
Fernsehanstalt führten Werke des
angesehenen armenischen Kompo-
nisten Willi Weiner auf, dessen Mu-
sik aus der kulturellen Tradition ver-
schiedener Völker schöpft. Aus die-
sem Anlass wurde eine dreispra-
chige Broschüre mit OSZE-
Verpflichtungen auf der Grundlage
der Schlussakte von Helsinki, des
Kopenhagener Dokuments von
1990, der Charta von Paris für ein
neues Europa von 1990 und der
Erklärung von Córdoba publiziert
und an die Gäste der Veranstaltung
verteilt.

„Solche Veranstaltungen finden
ungeheure Resonanz in der Bevöl-
kerung“, sagte Armen Arnautow-
Sargysan, Vizepräsident des Kul-
turzentrums Menora und Mitveran-
stalter des Konzerts. „Wir bauen
Brücken und fördern so das Ver-
ständnis der Menschen füreinander,
wir schaffen eine Annäherung über
Geschichte, Kultur, Traditionen und
Kunst und erreichen Respekt, Ak-
zeptanz und Wertschätzung für die
große Vielfalt der Kulturen in aller
Welt.“

Rund 300 Strafvollzugsbeamte
werden jährlich in einem Ausbild-
ungszentrum, das jüngst aus Mitteln
des Büros und des Justizministeri-
ums renoviert wurde, eine Ausbil-
dung erhalten.
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Auf der Grundlage seines Projekts
zur Beobachtung der Menschen-
rechtslage im armenischen Militär
erarbeitete das Büro eine Reihe von
Empfehlungen, die dem Verteidi-
gungsministerium und den Streit-
kräften vorgelegt wurden; darunter
befanden sich die Einrichtung einer
unabhängigen Stelle zur Entgegen-
nahme der Beschwerden von Sol-
daten und eine systematischere
Unterweisung in Menschenrechten.

Mit dem Arbeits- und Sozialministe-
rium und dem Gesundheitsministe-
rium führte das Büro Konsultationen
über eine Verbesserung des Wehr-
ersatzdienstes in Armenien. Es or-
ganisierte eine Gesprächsrunde, bei
der wichtige Entscheidungsträger
verschiedene Ansichten zur Praxis
des Wehrersatzdienstes erörterten
und einen gemeinsamen Nenner
finden sollten.

Rund 150 behinderte Kinder nutzten
das Bürgerzentrum in der Region
Nojemberjan, das mit Unterstützung
des Büros eingerichtet worden war.
Das Zentrum fördert die Sozialisie-
rung und die Eingliederung behin-
derter Kinder in die Gesellschaft
und unterstützt deren Familien. Es
schärft bei den örtlichen Behörden
und bei führenden Persönlichkeiten

aus der Gesellschaft das Bewusst-
sein für die Probleme dieser Kinder.

Das Büro arbeitete wie bisher eng
mit den maßgeblichen armenischen
Behörden, dem Menschenrechts-
anwalt und der Zivilgesellschaft im
Hinblick auf Individualbeschwerden
betreffend Menschenrechte zu-
sammen. Die Behandlung der Be-
schwerden durch diese Behörden
ermöglicht eine bessere Beurteilung
der Menschenrechtssituation im
Land und stärkt die Menschen-
rechte. Das Büro betrieb auch Auf-
klärungsarbeit im Menschenrechts-
bereich zu den Themen religiöse
Minderheiten und Wehrersatzdienst.

Das Büro unterstützte die Regie-
rung bei der Ausarbeitung gesetzli-
cher Bestimmungen gegen den
Menschenhandel und effizienter
menschenrechtsorientierter Mecha-
nismen zum Schutz und zur Unter-
stützung der Opfer des Menschen-
handels (Nationaler Leitmechanis-
mus). Das Büro veranstaltete eine
Reihe von Diskussionsrunden und
Seminaren für armenische Behör-
den und einschlägig tätige NROs.
Mitte 2005 verstärkte das Büro
seine Zusammenarbeit mit der Ge-
neralstaatsanwaltschaft im Hinblick

auf die Durchsetzung der geltenden
Rechtsvorschriften.

Das Büro arbeitete mit der Regie-
rung und anderen internationalen
Partnern bei der Umsetzung des
Nationalen Aktionsplans zur berufli-
chen Förderung von Frauen zu-
sammen, der 2004 verabschiedet
worden war. Es führte ein Projekt
durch, das bei Jugendlichen das
Bewusstsein für die Rolle der Frau
in der Gesellschaft schärfen sollte,
und setzte sich gemeinsam mit dem
UNDP für die Teilnahme von
Frauen an den Kommunalwahlen im
Herbst ein.

Wie bisher verfolgte das Büro auch
sehr genau die Entwicklungen im
Bereich der Medienfreiheit. Die Ar-
beitsgruppe Medienrecht, in der das
Büro den Vorsitz führt, diente wei-
terhin als offenes Forum für den
Informationsaustausch, in dem
Probleme und gemeinsame Maß-
nahmen zur Verbesserung der Situ-
ation erörtert werden.

Leiter des Büros:
Botschafter Wladimir Prjachin
Revidierter Haushalt:  1.460.900
www.osce.org/yerevan
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